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Antrag 

der Abgeordneten Rainer Haungs, Dr. Karl-Heinz Hornhues, Friedhelm Ost, 

Dr. Hermann Pohler, Dr. Ruprecht Vondran, Dr. Dionys Jobst, Heinrich Seesing, 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos, Anneliese Augustin, Wolfgang Börnsen 
(Bönstrup), Johannes Ganz (St. Wendel), Udo Haschke (Jena), Manfred Heise, Ernst 
Hinsken, Heinz-Adolf Hörsken, Dr.-Ing. Rainer Jork, Dr. Egon Jüttner, Wolfgang 
Krause (Dessau), Wolfgang Lohmann (Lüdenscheid), Dr. Dietrich Mahlo, Erwin 
Marschewski, Alfons Müller (Wesseling), Engelbert Nelle, Johannes Nitsch, Hans- 
Wilhelm Pesch, Kurt J. Rossmanith, Trudi Schmidt (Spiesen), Herbert Werner (Ulm), 
Dr. Roswitha Wisniewski und der Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten 
Wolfgang Weiermann, Dr. Uwe Jens, Hans Berger, Lieselott Blunck (Uetersen), 

Dr. Ulrich Böhme (Unna), Arne Börnsen (Ritterhude), Ursula Burchardt, Hans Martin 
Bury, Volker Jung (Düsseldorf), Dr. Elke Leonhard, Christian Müller (Zittau), Herbert 
Meißner, Adolf Ostertag, Albert Pfuhl, Peter W. Reuschenbach, Otto Schily, Ernst 
Schwanhold, Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk, Dr. Dietrich Sperling, Hans-Ulrich Klose 
und der Fraktion der SPD sowie der Abgeordneten Josef Grünbeck, Dr. Hermann 
Otto Solms und der Fraktion der F.D.P. 


Längerfristige Perspektiven der Stahlindustrie 


Die Stahlindustrie braucht eine längerfristige Perspektive: Inner- 
halb der Europäischen Union muß die Politik Chancengleichheit 
schaffen. Den Regeln des GATT, die einen von Wettbewerbsver- 
zerrungen freien Handel garantieren sollen, muß wieder Respekt 
verschafft werden. Die osteuropäischen Stahlproduzenten müssen 
in einem vernunftgesteuerten Prozeß an den freien Weltmarkt 
herangeführt werden. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

— Im Rahmen der konjunkturellen Belebung haben sich auch die 
wirtschaftlichen Daten der Stahlindustrie wieder verbessert. 

— Zu dieser Verbesserung haben auch die Gewerkschaften durch 
einen maßvollen Tarifabschluß und die Unternehmen durch 
ihre Rationalisierungsanstrengungen beigetragen. 

— Gleichwohl bleiben die mittel- und langfristigen Aussichten 
der deutschen Stahlindustrie unsicher. Die Zukunftssicherung 
bleibt vorrangig Aufgabe der Unternehmen. Die Politik muß 
aber die dazu notwendigen Rahmenbedingungen setzen. 
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Die Bundesregierung wird deshalb auf gefordert, 

— alle Mittel auszuschöpfen, damit schädliche Auswirkungen der 
vom Stahlministerrat am 17. Dezember 1993 genehmigten Sub- 

. ventionen begrenzt werden, 

— einer weiteren Aufweichung des im Montanunions-Vertrages 
enthaltenen Beihilfeverbots bzw. einer Aushöhlung des Stahl- 
Subventionskodexes entschieden entgegenzutreten, 

— sich dafür einzusetzen, sachangemessene Rahmenbedingun- 
gen für die Entwicklung der Stahlindustrie zu gewährleisten 
und die Bundesländer dabei einzubinden bzw. einzubeziehen, 
so daß in Zukunft in den Ländern keine Entscheidungen getrof- 
fen werden, die eine wirkungsvolle Vertretung deutscher Inter- 
essen gefährden, 

— gemeinsam mit dem Land Brandenburg, der Treuhandanstalt 
und der deutschen sowie der übrigen europäischen Stahlindu- 
strie für die EKO Stahl AG eine Lösung zu finden, die sowohl 
der Sicherung des Stahlstandortes Eisenhüttenstadt dient als 
auch die regionalen Probleme berücksichtigt und das Unter- 
nehmen nicht auf Dauer von Subventionen abhängig macht. 
Dies alles im Einklang mit dem geltenden europäischen Recht. 
Es ist zu begrüßen, daß die Treuhandanstalt auf dieser Basis mit 
der Stahlindustrie Gespräche über die Bildung eines Konsor- 
tiums führt, das sowohl deutsche als auch andere europäische 
Unternehmen einschließt, 

— frühzeitig Vorsorge zu treffen, daß bei der Einschmelzung des 
im Jahre 2002 auslaufenden Montanunions-Vertrages in das 
allgemeine europäische Vertragsrecht den Besonderheiten der 
Montanindustrie Rechnung getragen wird, 

— darauf hinzuwirken, daß das „Montan-Vermögen" in Höhe von 
mehr als 1,5 Mrd. DM den beiden Industrien, die es aufgebaut 
haben, eventuell in Form einer Stiftung, erhalten bleibt, 

— den Regeln des GATT wieder Respekt zu verschaffen, damit 
auch der Stahlhandel wieder frei von Wettbewerbsverzerrun- 
gen fließen kann und insbesondere auf die Regierung der 
Vereinigten Staaten von Amerika mit denqi Ziel einzuwirken, 
daß sie auf die protektionistischen Maßnahmen verzichtet, die 
den US-Stahlmarkt, den größten der Welt, weitgehend gegen 
Importe abschotten, 

— gemeinsam mit ihren Partnern in der Europäischen Union und 
den anderen OECD-Ländern daran mitzuwirken, daß die ost- 
europäische Stahlindustrie in den Weltmarkt integriert wird, 
ohne daß es dabei zu schweren Erschütterungen kommt. Dazu 
bedarf es einer Kapazitätsbereinigung in den osteuropäischen 
Ländern und eines schrittweisen Verzichts auf staathche Beihil- 
fen sowie Zug um Zug einer Öffnung der westeuropäischen 
Märkte, 

— die unvermeidüchen Strukturveränderungen, die sich in den 
deutschen Stahlrevieren ergeben, durch die im Montanunions- 
Vertrag vorgesehenen sozialen Begleitmaßnahmen abzufe- 
dern. 

Bonn, den 22. Juni 1994 
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Begründung 

Die deutsche Stahlindustrie war in den letzten Jahren großen 
Veränderungen unterworfen. Sie hat nicht nur unter einer mehr- 
jährigen Konjunkturschwäche besonders gelitten, sondern sieht 
sich auch immer heftigeren Wettbewerbsverzerrungen ausge- 
setzt. Die Regierungen anderer EU-Länder haben ihren Industrien 
in den letzten zwanzig Jahren mehr als 130 Mrd. DM an Subven- 
tionen zufließen lassen. Sie betreiben damit einen Verdrängungs- 
wettbewerb zu Lasten der deutschen Werke. 

Trotz dieser schwierigen Bedingungen hat sich die deutsche 
Stahlindustrie bisher behauptet. Sie hat allerdings große Sub- 
stanzverluste erlitten. Seit Mitte der siebziger Jahre hat sie 
30 Mio. t Rohstahl-Kapazität stillgelegt und die Zahl ihrer Beschäf- 
tigten drastisch verringert. Zugleich sind 200 000 Arbeitsplätze 
verlorengegangen. Allein im Fünf jahreszeitraum 1990 bis 1995 
wird sich die Zahl der Beschäftigten halbieren, von 245 000 auf 
122000. Parallel zu diesen auf Kosteneinsparungen gerichteten 
Anstrengungen, die in der letzten Phase auch durch eine maßvolle 
Lohnpolitik der Gewerkschaften unterstützt worden ist, hat die 
Industrie auch ihr qualitatives Angebot weiter gesteigert. 

Hinsichtlich ihrer Innovationskraft gilt sie zu Recht noch immer als 
eine der führenden Stahlindustrien der Welt. Dennoch sind ihre 
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Perspektiven unsicher - aus Gründen, die jenseits unternehmeri- 
scher Entscheidungen liegen. Ziel dieses Antrags ist es, deutlich 
zu machen, welche politischen Probleme die Industrie belasten 
und welche Anstrengungen die Bundesregierung unternehmen 
sollte, um zu Lösungen zu kommen. 

1. 

Es besteht die Gefahr, daß die 13 Mrd. DM, die der EU-Ministerrat 
am 17. Dezember 1993 genehmigt hat, von den begünstigten 
Unternehmen nicht nur zum Verlustausgleich benutzt werden, 
sondern zu einer aggressiven Preispolitik und zu einer Auswei- 
tung ihrer Investitionen mißbraucht werden. Um dieser Gefahr zu 
begegnen, hat der Ministerrat am 17. Dezember 1993 ein „Moni- 
toring"' beschlossen, durch das der Einsatz des öffentlichen Gel- 
des überwacht werden soll. Von diesem „Monitoring" muß inten- 
siv Gebrauch gemacht werden, um die Subventionsschäden 
wenigstens zu begrenzen. 

Obwohl der Ministerrat erst vor einem halben Jahr einen Beihilfe- 
betrag in zweistelliger Milliardenhöhe genehmigt hat, baut sich 
bereits die nächste Subventionswelle auf. So sollen der privaten 
italienischen Stahlindustrie, offenbar aus Paritätsgründen zu den 
für das Staatsunternehmen Ilva genehmigten Subventionen in 
Höhe von 4,8 Mrd. DM, rund 800 Mio. DM an öffentlichem Geld 
zur Verfügung gestellt werden. In Presseberichten wird behaup- 
tet, die Unternehmen seien bereit, dafür 5 Mio. t Warmwalzkapa- 
zität stillzulegen. Der Vorgang ist jedoch völlig undurchsichtig. Es 
steht dahin, ob überhaupt eine Marktbereinigung zu erwarten ist. 
Zudem soll der Betrag im Weg einer sehr weitgehenden „Inter- 
pretation" des Beihilfekodexes freigegeben werden. Der Deut- 
sche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, dazu keine 
Blanko-Ermächtigungen zu geben. Zunächst muß der zugrunde- 
liegende Tatbestand sorgfältig aufgeklärt werden. Es besteht 
sonst die Gefahr, daß der Subventionskodex weiter aufgeweicht 
wird. 

Die Bundesregierung kann im Ministerrat nur dann auf Beihilfe- 
disziplin drängen, wenn das europäische Recht auch in Deutsch- 
land respektiert wird. Um international glaubwürdig zu sein, 
bedarf es in diesen Fragen einer gemeinsamen deutschen Posi- 
tion. Die Bundesregierung muß deshalb mit den Ländern abstim- 
mende Gespräche führen, die es ihr erlauben, die deutschen 
Stahlinteressen nach außen einheitlich zu vertreten. 

Ein besonders schwieriges Problem stellt in diesem Zusammen- 
hang der Fall EKO dar, nachdem der in Aussicht genommene 
Investor Riva sich zurückgezogen hat. Es spricht viel dafür, hier 
eine Gemeinschaftsinitiative auf den Weg zu bringen. Ein Staats- 
unternehmen EKO, das auf lange Zeit auf Subventionen angewie- 
sen wäre, würde der Bundesregierung die Möghchkeit nehmen, 
in Brüssel eine konsequente Anwendtmg des Subventionsverbo- 
tes anzumahnen. Viel spricht dafür, eine schrittweise Privatisie- 
rung zu versuchen. Parallel dazu sollte durch Schaffung von 
alternativen Arbeitsplätzen den regionalen Bedürfnissen des bis- 
her monostrukturierten Raumes Eisenhüttenstadt Rechnung 
getragen werden. 
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IL 

Der Montanunions-Vertrag läuft im Jahre 2002 aus. Er soll dann in 
das für die übrige Wirtschaft geltende europäische Recht einge- 
schmolzen werden. Das ist eine richtige Entscheidung. Der Mon- 
tanunions-Vertrag enthält jedoch einige Bestimmungen, die auf 
homogene Massengüter, wie sie für die Montanindustrie typisch 
sind, zugeschnitten sind, z. B. ein über das EG-Recht hinaus- 
gehendes eindeutiges Subventionsverbot, Vorschriften, die der 
Transparenz des Marktes dienen, Wettbewerbsregeln, die eine 
flexible Reaktion auf Krisenlagen erlauben, und eine Sozialklau- 
sel, die eine Anpassung bei Beschäftigungseinbrüchen erleichtert. 
Diese Vorschriften sollten auch im Rahmen des allgemeinen euro- 
päischen Vertragsrechts erhalten bleiben. 

In den Jahren seit 1952 haben die beiden Montanindustrien Kohle 
und Stahl durch eine Umlage das sogenannte „Montanvermögen'' 
aufgebaut. Es beträgt z. Z. etwa 1,5 Mrd. DM. Bei der Überfüh- 
rung des Montanunions-Vertrages in das allgemeine europäische 
Recht sollten diese Gelder der Montanindustrie erhalten bleiben. 
Dies könnte durch eine Verselbständigung dieses Vermögens, 
beispielsweise durch Gründung einer Stiftung, geschehen. 

III. 

Viele Staaten greifen in den Welthandel mit Stahl zugunsten ihrer 
Produzenten ein. Vor allem die USA schützen ihren Markt seit 
langem durch protektionistische Maßnahmen. Dies geht vor allem 
zu Lasten deutscher Anbieter, die jährlich bis zu 2 Mio. t in die 
USA geliefert haben. Von Nachteil für die deutsche Stahlindustrie 
sind jedoch nicht nur die unmittelbaren Absatzverluste. Sie sehen 
sich auch in der Gefahr, daß die in den USA abgewiesenen 
Tonnagen in den liberalen deutschen Markt umgeleitet werden. 

Die EU-Kommission führt Verhandlungen, um diesen Handel 
wieder freier fließen zu lassen. Im Rahmen des GATT wird insbe- 
sondere über ein „Multilateral Steel Agreement" (MSA) gespro- 
chen. Die Bundesregierung hat diese Initiative bisher unterstützt 
und sollte das im Interesse ihrer Industrie auch weiterhin tun. 

Eine Gefahr für den Gedanken eines freien Welthandels besteht 
auch im Austausch mit Osteuropa. Viele der dort produzierenden 
Stahlwerke setzen subventionierte Rohstoffe weit unterhalb der 
tatsächlichen Gestehungskosten und der Weltmarktpreise ein, 
nutzen subventionierte elektrische Energien und Frachten, ver- 
zichten in ihren Kalkulationen darauf, Kapitalkosten zu rechnen 
und beachten die international üblichen Umweltstandards nicht. 
Die so produzierten Stahlerzeugnisse bieten sie zu Dumpingprei- 
sen in westlichen Industrieländern an. Der deutsche Markt wird 
dadurch besonders geschädigt, weil 60 % aller aus Osteuropa in 
die Europäische Union geheferten Mengen für den deutschen 
Markt bestimmt sind. Wenn schwere Handelskonflikte, vor allem 
mit den GUS-Ländern, vermieden werden sollen, bedarf es drin- 
gend eines politischen Konzepts, gemeinsam mit den Partnern in 
der EU und den anderen OECD-Ländern, um die osteuropäischen 
Stahlindustrien in den Weltmarkt zu integrieren. 
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IV. 

Die Industrie wird auch weiterhin alle Anstrengungen unterneh- 
men müssen, ihre Kostendaten zu verbessern, wenn sie im inter- 
nationalen Wettbewerb bestehen will. Das wird eine weitere Ver- 
ringerung der Zahl der Beschäftigten zur Folge haben. Um es 
nicht zu sozialen Brüchen kommen zu lassen, werden auch in 
Zukunft soziale Begleitmaßnahmen im Rahmen des Montanuni- 
ons-Vertrages zur Abfederung notwendig sein. 
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